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In der Kriegsopferversorgung und dem sonstigen sozialen Entschädi-
gungsrecht werden die Ausgaben im Jahr 2003 auf 60 Mio. Euro für
die Versorgung mit Hilfsmitteln beziffert. Hierbei handelt es sich aller-
dings nicht nur um orthopädische, sondern auch um sonstige Hilfsmit-
tel, wie z. B. Hörgeräte.

Im Rahmen der Statistik der Krankenversicherung und der Unfallver-
sicherung werden Daten über Menschen mit Körperbehinderungen
nicht separat erfasst. Von daher lassen sich die Kosten, die durch diese
Personengruppe entstehen, nicht beziffern.

58. Abgeordneter
Otto
Fricke
(FDP)

Plant die Bundesregierung nach der absehba-
ren Anpassung der Gebühren nach der Bun-
desgebührenordnung für Rechtsanwälte und
des Gerichtskostengesetzes die von den Sozial-
versicherungsträgern u. a. vor dem Bundes-
sozialgericht zu entrichtenden Gebühren eben-
falls zu erhöhen?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franz Thönnes
vom 20. November 2003

Nein.

Die genannten Pauschgebühren wurden erst vor kurzem durch das
Sechste Gesetz zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes mit Wirkung
zum 2. Januar 2002 angehoben.

59. Abgeordneter
Hubert
Hüppe
(CDU/CSU)

Plant die Bundesregierung, den vom Bundes-
ausschuss der Ärzte und Krankenkassen vor-
gesehenen Änderungen der Heilmittelricht-
linien zuzustimmen, und wenn ja, wie rechtfer-
tigt die Bundesregierung das mit der geplanten
Verlängerung der Therapiepause von 6 auf 12
Wochen verbundene erhöhte Risiko, dass bis-
herige Behandlungserfolge gefährdet werden
und sich Rückschritte in der Entwicklung des
Gesundheitszustandes der Menschen einstel-
len, die diese Therapien benötigen?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder
vom 20. November 2003

Die vom Bundesausschuss der Ärzte und Krankenkassen geplanten
Änderungen der Heilmittel-Richtlinien sind gemäß § 94 Abs. 1 Fünf-
tes Buch Sozialgesetzbuch dem Bundesministerium für Gesundheit
und Soziale Sicherung vorzulegen. Das Bundesministerium für Ge-
sundheit und Soziale Sicherung wird den Beschluss hinsichtlich der
Übereinstimmung mit dem geltenden Recht überprüfen.
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60. Abgeordneter
Hubert
Hüppe
(CDU/CSU)

Gab es unter Beteiligung des Bundesministeri-
ums für Gesundheit und Soziale Sicherung
eine Absprache zwischen Kassen und Ärzten
betreffend die Heilmittelrichtlinie des Inhalts,
dass Patienten mit Behinderungen und anhal-
tenden Erkrankungen Einschränkungen im Be-
reich der Heilmittelversorgung hinzunehmen
haben?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder
vom 20. November 2003

Dem Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung sind
derartige Absprachen nicht bekannt.

61. Abgeordnete
Julia
Klöckner
(CDU/CSU)

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung
bisher gegen den Missbrauch von Versiche-
rungskarten gegenüber deutschen Krankenkas-
sen getroffen und wie kann man gegen die
zunehmenden „Krankenkarten-Touristen“ aus
dem Ausland vorgehen, welche die Versiche-
rungskarte ihrer Verwandten bzw. Freunde in
Deutschland benutzen und Medikamente bei
verschiedenen Ärzten mehrfach verschreiben
lassen, um diese dann im Heimatland zu ver-
kaufen?

Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder
vom 20. November 2003

Der Bundesregierung ist bekannt, dass Krankenversichertenkarten
missbräuchlich durch mehrere Personen genutzt werden. In welchem
Umfang dies durch „Krankenkarten-Touristen“ in dem oben beschrie-
benen Sinne erfolgt, ist hier nicht bekannt. Die Bundesregierung
nimmt das Problem sehr ernst. Eine missbräuchliche Verwendung der
Krankenversichertenkarte und der damit verbundene Schaden für die
Beitragszahlerinnen und Beitragszahler kann nicht hingenommen wer-
den.

Die Bundesministerin für Gesundheit und Soziale Sicherung, Ulla
Schmidt, hat zuletzt am 27. Juni 2003 diesen Sachverhalt thematisiert
und Ärztinnen und Ärzte zu entschlossenem Handeln aufgerufen
(Pressemitteilung Nr. 127 vom 27. Juni 2003).

Schon nach geltendem Recht ist es möglich, dass der Arzt oder das
Praxispersonal sich in Fällen von begründeten Zweifeln an der Identi-
tät des Patienten den Ausweis vorlegen lassen.

Um Missbräuchen entgegenzuwirken, ist in dem Gesetz zur Moderni-
sierung der gesetzlichen Krankenversicherung vorgesehen, die Kran-
kenversichertenkarte mit einem Lichtbild zu versehen. Zusammen mit
der Möglichkeit, in Zweifelsfällen den Personalausweis vorlegen zu
lassen, werden damit die Prüfmöglichkeiten in den Praxen erweitert
und der Missbrauch deutlich erschwert.
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